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Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei finden Sie die Antworten auf Ihre Fragen:

1. Eine klare HerkunŌskennzeichnung aller LebensmiƩel ermöglicht dem Verbraucher über Tierwohl,
Umwelt- und Klimaschutz selbst zu entscheiden. Wie stehen Sie zu einer verpflichtenden,
HerkunŌskennzeichnung in KlarschriŌ für LebensmiƩel und den wichƟgsten Zutaten und wie soll diese
umgesetzt werden?

Wir Freie Demokraten wollen erreichen, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher beim Kauf Ɵerischer
Erzeugnisse stärker Verantwortung übernehmen können und gleichzeiƟg einem Abwandern der Tierhaltung und
einer Verlagerung der ProdukƟon ins Ausland entgegenwirken. Deshalb setzen wir uns für ein einfaches,
transparentes und verpflichtendes Tierwohllabel in der gesamten Europäischen Union und für europaweit
einheitliche Tierschutzstandards ein, damit Haltungsbedingungen klar erkennbar sind. Eine verpflichtende
HerkunŌskennzeichnung kann zudem transparent darstellen, wo Ɵerische Erzeugnisse produziert werden und den
Verbraucher dazu animieren, verstärkt regionale Produkte zu kaufen. Bei verarbeiteten LebensmiƩeln stellt sich
allerdings die Frage nach der Umsetzbarkeit und Verhältnismäßigkeit des bürokraƟschen Aufwandes. Wir wollen
zunächst die schon bestehenden Kennzeichnungsvorgaben europaweit harmonisieren und
RegionalvermarktungsiniƟaƟven stärken.

2. Die zukünŌige Regierung wird ambiƟonierte Klimaschutzziele haben. Wie stehen Sie zu
NahrungsmiƩelimporten aus dem europäischen und nichteuropäischen Ausland, die weder dem
Regionalitätsprinzip noch der deutschen Kontrolldichte und den hier geltenden Standards entsprechen,
und den dadurch in Deutschlands Regalen ausgelösten VerdrängungsweƩbewerb gegenüber unseren
heimischen LebensmiƩeln?

Wir wollen Klimaschutz durch marktwirtschaŌliche Mechanismen, InnovaƟonen und Technologien staƩ dem
bisher eingeschlagenen kleinteiligen Weg der Bundesregierung, der auch für die LandwirtschaŌ enorme
Belastungen mit sich bringt, erreichen. Wir setzen beim Klimaschutz auf die Ausweitung des EU-Emissionshandels
staƩ bisheriger naƟonaler Alleingänge. Wir wollen deutsche Unternehmen der Agrar- und ErnährungswirtschaŌ
vor WeƩbewerbsverzerrungen durch klimapoliƟsche Maßnahmen besser schützen. Ziel muss ein auch über den
europäischen Emissionshandel hinaus internaƟonal abgesƟmmtes Vorgehen beim Klimaschutz mit einheitlichem
CO2-Preis für alle sein. Als Übergangslösung bis zu einem globalen CO2-ZerƟfikatehandel unterstützen wir die EU
darin, eine WTO-konforme Weiterentwicklung des „Carbon Leakage“-Schutzes einzuführen. Damit verhindern wir,
dass die ProdukƟon ins Ausland abwandert, und geben anderen Ländern einen direkten Anreiz, bei der CO2-
Bepreisung nachzuziehen. Nur so kann ein echter WeƩbewerb um InnovaƟonen für mehr Klimaschutz gelingen.
Denn dem Klimaschutz ist nicht geholfen, wenn CO2-intensive ProdukƟonsprozesse in Regionen mit geringeren
Auflagen außerhalb Deutschlands und Europas verlagert und die Produkte anschließend imporƟert werden.

3. Wie stehen Sie zum derzeiƟgen System der Alterssicherung für Landwirte und sehen Sie unter den
Vorzeichen der Agrargesetzgebung hier Änderungsbedarf?

Wir Freie Demokraten sehen klaren Reformbedarf bei der Alterssicherung der Landwirte (AdL). Dass sich die im
Alter zu erwartende Leistung bei der AdL maßgeblich an der Dauer der Beitragszahlung orienƟert, stellt eine große
UngerechƟgkeit dar, die es aufzulösen gilt.
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4. LandwirtschaŌliche Fläche ist Grundlage für Ernährung, Biodiversität und Energieversorgung und
braucht daher nachhalƟge Wertschätzung, um den Wohlstand einer GesellschaŌ zu sichern. Wie sieht
diese Wertschätzung in Ihrem Programm aus und wodurch sichern Sie diese?

Wir wollen den Flächenverbrauch insgesamt reduzieren. Durch eine Novelle des Baugesetzbuchs werden wir den
Kommunen verschiedene Instrumente für eine moderne Flächennutzungsplanung an die Hand geben. Wir wollen
nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen minimieren und soziale sowie wirtschaŌliche
Bedürfnisse an den Raum mit den ökologischen FunkƟonen in Einklang bringen. Hierfür bedarf es einer
geordneten räumlichen und städtebaulichen Entwicklung, deren Grundlage durch eine adäquate
Weiterentwicklung der bundesrechtlichen Grundlagen sichergestellt werden soll. Dabei setzen wir Freie
Demokraten vor allem auf Maßnahmen, die die Innenentwicklung von Kommunen erleichtern sollen und damit
die Flächeninanspruchnahme im Außenbereich minimieren. Dafür sprechen wir uns u.a. für die Erstellung von
PotenƟalflächenkatastern aus, damit InnenentwicklungspotenƟale bekannt und in ein integriertes regionales
Bodenmanagement einbezogen werden können. Dadurch sichern wir akƟv Flächen für Naturschutz, Klimaschutz
und -anpassung sowie für die Land- und ForstwirtschaŌ. Wir Freie Demokraten setzen uns zudem für eine
Verbesserung des ÖPNV, unter anderem durch On-Demand-Verkehr, und intelligente Verkehrsführung zur
Stauvermeidung ein. Für alle Verkehrswege – von der Schiene über die Straße bis zum Radweg – muss der
Aufwuchs der InvesƟƟonsmiƩel verlässlich fortgesetzt und zügig verbaut werden. Dabei haben Sanierung und
Modernisierung für uns Priorität.

5. Wie sehen Sie eine zukünŌige Beteiligung der LandwirtschaŌ am CO2- ZerƟfikatehandel, verbunden
mit zukünŌigen Einkommensmöglichkeiten für Landwirte?

Wir Freie Demokraten wollen Klimaschutz mit einem sektorenübergreifenden CO2-Emissionshandel und
marktwirtschaŌlichen Instrumenten staƩ kleinteiligen Vorgaben, unter anderem auch in der LandwirtschaŌ,
erreichen. Wir wollen das Konzept der mulƟfunkƟonalen LandwirtschaŌ stärken. Unsere nachhalƟg
bewirtschaŌete landwirtschaŌliche Fläche und unsere Wälder nehmen als CO2-Speicher eine maßgebliche Rolle
im Kampf gegen den Klimawandel ein. Diese Klimaschutzleistung gilt es langfrisƟg im Rahmen des CO2-
Emissionshandels zu honorieren und somit Einkommensmöglichkeiten für Landwirte schaffen.

6. Wie stehen Sie zu der Ausweisung der angeblich durch Nitrat und Phosphor belasteten Gebiete und die
gesetzlich vorgeschriebene Untersuchung von Messstellen auf einen realen direkten
landwirtschaŌlichen Einfluss mit Hilfe wissenschaŌlicher Grundlagen und fundierter Fakten?

Wir Freie Demokraten sehen, dass die aktuell geltende Düngeverordnung nicht praxistauglich ist und Probleme
dadurch, dass der Transport von WirtschaŌsdünger von Vielhaltungs- in Ackerbauregionen durch
Verunsicherungen eher erschwert wird, sogar verschärŌ. Wir werden in Zusammenarbeit mit den Ländern dafür
sorgen, dass die Ausweisung sogenannter roter Gebiete nachvollziehbar erfolgt. Dass die Bundesregierung in der
Vergangenheit den Ländern viel zu oŌ den schwarzen Peter hat zuschieben wollen, hat das Problem keineswegs
gelöst und den Landwirten nicht geholfen. Aus diesem Grund hat die FrakƟon der Freien Demokraten in der
aktuellen Legislaturperiode unter anderem den Antrag "Grundwasserqualität wissenschaŌlich fundiert und
repräsentaƟv ermiƩeln" (vgl. BT-Drucksache 19/17514) in den Deutschen Bundestag eingebracht. Unser Ziel ist es,
dass die Messung der Grundwasserqualität engmaschig erfolgt und auf den besten verfügbaren
wissenschaŌlichen Standards beruht. Die Messergebnisse müssen transparent und EU-weit vergleichbar
dargestellt werden. Eine realisƟsche, zeitnahe und transparente Abbildung der BelastungssituaƟon dient letztlich
nicht nur den Landwirten, sondern auch den Verbrauchern und als - objekƟve Entscheidungsgrundlage - der
PoliƟk.

7. Wir Landwirte sind in der Lage und bereit, die von der GesellschaŌ geforderten Leistungen in Umwelt-
und Naturschutz zu erbringen. Dafür bedarf es aber auch einer Finanzierung. Wie sieht Ihr Konzept,
unter BerücksichƟgung eines freien Marktes und in der Höhe begrenzter GAP MiƩel, für diese
Finanzierung aus?
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Wir Freie Demokraten sind der Auffassung, dass die die GAP eines grundsätzlichen Updates bedarf. Es kann nicht
weiter das wesentliche Handeln der AgrarpoliƟk sein, das Geflecht staatlicher Transferleistungen steƟg zu
vergrößern und auf der anderen Seite immer weitgehende ordnungsrechtliche Vorgaben und Einschränkungen
durchzusetzen. Die anfangs auch als Ausgleich für verschiedene Umweltleistungen gedachte Agrarzahlungen
haben sich zu immer weniger einkommenswirksamen Leistungen entwickelt. Wir wollen die LandwirtschaŌ
unabhängig von flächengebundenen Direktzahlungen machen und hin zu einer echten InnovaƟons- und
InvesƟƟonsförderung. Wir Freie Demokraten wollen den Arten- und Naturschutz, besonders den Schutz
bestäubender Insekten, mit ergebnisorienƟerten Maßnahmen voranbringen. Deshalb setzen wir uns für
unbürokraƟsche KooperaƟonen von Landwirten und NaturschutzorganisaƟonen ein. Unserer Ansicht nach kann
ein ergebnisorienƟerter Natur- und Artenschutz nicht durch pauschale Verbote oder BewirtschaŌungsauflagen
gelingen. Vielmehr liegt der Schlüssel in standortangepassten Konzepten. Die Regionen in Deutschland sind so
vielfälƟg, dass UmweltpoliƟk nur gelingen kann, wenn sie vor Ort immer wieder neu interpreƟert und entwickelt
wird. Die Landwirte und Akteure vor Ort wissen gemeinsam viel besser, welche individuelle Maßnahme zum
Schutz der Lebensräume von Insekten zielführend ist, als der Staat es pauschal festlegen kann. So bietet der
eigentumsfreundliche Vertragsnaturschutz wirksame Anreize für die Bewahrung und Wiederherstellung
strukturreicher AgrarlandschaŌen und kann das Ausräumen von Feldholzinseln, Alleen, Hecken, Waldmänteln,
Strauchgürteln, Blühflächen oder auch insektenreichen Feuchtbiotopen aus der LandschaŌ verhindern. Die im
Zuge der Novellierung der GAP einzuführenden Öko-Regelungen wollen wir unbürokraƟsch ausgestalten, sodass
dadurch möglichst viel für den Naturschutz erreicht wird, aber gleichzeiƟg die Akzeptanz in der LandwirtschaŌ
dafür hoch ist und viele Landwirte die Maßnahmen umsetzen werden.

8. Zwei unvereinbare Maxime leiten das Denken der zukunŌsorienƟerten Landwirte: Zum Einen verlangen
alle Händler und Vorlieferanten, genauso wie ein sehr großer Teil der Verbraucher, günsƟge Preise durch
eine kostenopƟmierte ProdukƟon, zum Anderen verlangt die "GesellschaŌ" von den selben Landwirten
immer höhere Umwelt- und ProdukƟonsstandards. Wie denken Sie, kann man dieses Zielkonflikt lösen?

Wir Freie Demokraten wollen die PosiƟon der Landwirte in der WertschöpfungskeƩe stärken. Zum einen erkennen
wir den Preisdruck auf der einen Seite, dem es weƩbewerbsrechtliche Maßnahmen entgegenzusetzten gilt. Ein
wesentlicher Punkt, der oŌmals in den Hintergrund rückt, sind jedoch auch die durch staatliche Vorgaben und
Auflagen künstlich erhöhten ProdukƟonskosten auf der anderen Seite. Dem wollen wir mit einer sachorienƟerten
PoliƟk Einhalt gebieten.

Darüber hinaus müssen Landwirte ganz grundlegend in die Lage versetzt werden, die mit höheren Standards wie
etwa beim Tierwohl verbundenen Mehrkosten über den Markt erwirtschaŌen zu können. Damit LandwirƟnnen
und Landwirte InvesƟƟonsentscheidungen für mehr Tierwohl langfrisƟg planen können, brauchen sie verlässliche
Rahmenbedingungen. Widersprüche zwischen Tierwohl und Immissionsschutz wollen wir über eine Novelle des
Baurechts auflösen. Um die ProdukƟonsbedingungen in der Tierhaltung im gesamten EU-Binnenmarkt mit
vielfälƟgen Warenströmen vergleichbar darzustellen, fordern wir ein europaweit einheitliches, verbindliches
Tierwohlkennzeichen.

9. Viele poliƟsche Entscheidungen im Bereich Umweltschutz und LandwirtschaŌ basieren zunehmend
mehr auf ideologisch begründeten Aussagen und weniger auf Basis wissenschaŌlicher Grundlagen und
fundierter Fakten! Wie ist Ihre PosiƟon dazu und wollen Sie das ändern?

Wir Freie Demokraten stehen für fachlich fundierte, verlässliche und europäisch einheitliche Rahmenbedingungen
für eine weƩbewerbsfähige LandwirtschaŌ mit ZukunŌ. Dass zunehmend gesellschaŌliche SƟmmungen oder
lautstark vertretene Meinungen besƟmmter NGOs zur Grundlage von agrarpoliƟschen Entscheidungen gemacht
werden, erfüllt uns mit Sorge. Am Beispiel der Diskussion um PflanzenschutzmiƩel wird dies besonders deutlich.
Wir setzen darauf, durch technischen FortschriƩ sowohl Umweltbelastungen weiter zu verringern als auch einen
effizienteren und ressourcenschonenderen Einsatz von PflanzenschutzmiƩeln zu ermöglichen. Wir wollen die
Umsetzung des NaƟonalen AkƟonsplans zur nachhalƟgen Anwendung von PflanzenschutzmiƩeln konsequent
vorantreiben, denn eine ausreichende Verfügbarkeit von verschiedenen, zielgenauen MiƩeln für den Pflanzen-
und Vorratsschutz ist für eine verlässliche Versorgung mit sicheren NahrungsmiƩeln unverzichtbar. Deshalb wollen
wir den Zulassungsprozess von PflanzenschutzmiƩeln transparent und rechtssicher ausgestalten. Unser Ziel ist es,

AW: Fragen zur Bundestagswahl  

3 von 5 14.09.2021, 08:54



dass alleine die Risikobewertungen der zuständigen Behörden als Entscheidungsgrundlage dienen.

10. Vielfach ist eine Abwanderung junger Menschen, aus dem ländlichen Raum zu erkennen. Mit dem
Verlust von landwirtschaŌlichen Betrieben geht ein Verlust an ländlicher Kultur und vor- und
nachgelagertem Gewerbe einher. Wie wollen Sie das Höfesterben, bedingt durch die sinkende
BereitschaŌ der jungen Menschen, Betriebe und damit Verantwortung zu übernehmen, stoppen? In
welchen Bereichen sehen Sie in diesen Zusammenhang zukünŌig Möglichkeiten, in den ländlich
geprägten Räumen neue Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern?

Dass viele landwirtschaŌliche Betriebe aufgeben mussten, ist mitunter eine Folge unsachlicher Überregulierung.
GesellschaŌliche KriƟk, ökonomische Schwierigkeiten oder überbordende BürokraƟe belasten besonders die
Familienbetriebe stark. Wir wollen den ländlichen Raum jedoch auch insgesamt stärken und durch vielfälƟge,
moderne Ansätze und mehr Freiräume für Kommunen die Lebensqualität der Menschen verbessern und
insbesondere für kleine und miƩlere Unternehmen, von der Industrie, der LandwirtschaŌ über das Handwerk bis
zum Handel, auch in ländlichen Regionen PerspekƟven schaffen. Voraussetzungen hierfür sind eine
flächendeckend zukunŌstaugliche digitale Infrastruktur, leistungsfähige Verkehrswege, ein flexibler öffentlicher
Personennahverkehr sowie ein starkes duales Bildungssystem. Den Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen
wollen wir mit Gigabit-Gutscheinen beschleunigen. InnovaƟve Mobilitätsformen wie das autonome Fahren können
insbesondere für den ländlichen Raum eine schnellere und kostengünsƟgere Versorgung bedeuten. Zudem wollen
wir Ehrenamt und Sport durch gute Rahmenbedingungen (z. B. Entlastung von BürokraƟe und HaŌungsrisiken)
unterstützen.

11. Niedrige Erzeugerpreise ruinieren die LandwirtschaŌ. Mit der beschlossenen UTP-Richtlinie können
unfaire HandelsprakƟken aufgedeckt und verhindert werden. Andere EU Länder verbieten den Handel
und Verkauf von LebensmiƩeln unter ProdukƟonskosten. In Deutschland gilt lediglich das Verbot des
Verkaufs der LebensmiƩel unter Einstandspreis beim LEH. Kann Ihre Partei sich die Ausweitung der UTP-
Richtlinie nach der Evaluierung 2023 auf das Verbot des Verkaufs der LebensmiƩel unter deren
Herstellungskosten vorstellen?

Grundlegend wollen wir Freie Demokraten die PosiƟon der Erzeuger durch die Abkehr von einer AgrarpoliƟk, die
bislang zu stark auf unsachliche Regulierung und bürokraƟsche Belastungen setzt, stärken. Jeder Versuch, fachlich
fragwürdige und wenig ergebnisorienƟere Auflagen für die LandwirtschaŌ, die oŌmals höheren ProdukƟonskosten
auf Betriebsebene bedeuten, durch staatliche Ausgleichszahlungen kompensieren zu wollen, wird miƩel- bis
langfrisƟg scheitern. Die beschlossene Umsetzung der EU-Richtlinie (2019/633) über unlautere HandelsprakƟken
in den GeschäŌsbeziehungen zwischen Unternehmen in der Agrar- und LebensmiƩelversorgungskeƩe - kurz: UTP-
Richtlinie - über eine 1:1-Umsetzung hinaus lehnen wir weiterhin ab. Durch ein solches „GoldplaƟng“ werden
weitere Ungleichgewichte im gemeinsamen EU-Binnenmarkt geschaffen. Wir Freie Demokraten wollen die
kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht und Fusionskontrolle stärken, um ein Level-playing-field für alle
MarkƩeilnehmer zu schaffen.

12. Die Versorgung der Bevölkerung mit GrundnahrungsmiƩeln ist neben Wohnraum und Energie eine
zwingend hoheitliche Aufgabe eines jeden europäischen Staates. Gerade die Coronakrise zeigt, wie
wichƟg LieferkeƩen und heimische ProdukƟon für die öffentliche Sicherheit und Ordnung in
NotsituaƟonen sind. Wie stehen Sie dazu, die Ernährungssicherung der GesellschaŌ im Grundgesetz als
Staatsziel festzuschreiben?

Wir Freie Demokraten wollen die heimische LandwirtschaŌ stärken und gleichzeiƟg, dass die Bevölkerung
weiterhin zuverlässig mit sicheren NahrungsmiƩeln versorgt wird. Die Aufnahme von "Ernährungssicherung" und
in gleichem Maße auch "Klimaschutz" in Art. 20a des Grundgesetzes würde jedoch keineswegs bedeuten, dass
damit verlässliche Rahmenbedingungen für die LandwirtschaŌ einhergehen. AnstaƩ solcher symbolischer
Maßnahmen bedarf es unmissverständlicher poliƟscher Beschlüsse zur Angleichung von ProdukƟonsstandards
innerhalb des europäischen Binnenmarktes. Nur so schaffen wir endlich einen fairen WeƩbewerb innerhalb der
EU.
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Mit freundlichen Grüßen

Jens Brandenburg

Dr. Jens Brandenburg MdB
FrakƟon der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
Sprecher für Studium, berufliche Bildung und lebenslanges Lernen sowie Sprecher für LSBTI

Deutscher Bundestag | Platz der Republik 1 | 11011 Berlin
Telefon: +49 30 227-75270 | Fax: +49 30 227-70270
jens.brandenburg@bundestag.de | jens-brandenburg.de

Abonnieren Sie meinen NewsleƩer unter jens-brandenburg.de/#newsleƩer
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